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2. Instanz
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3. Instanz

Datum 06.02.2003

Auf die Revision der Beklagten werden das Urteil des Landessozialgerichts
Rheinland-Pfalz vom 15. Dezember 2000 und das Urteil des Sozialgerichts Koblenz
vom 15. Februar 2000 â�� soweit es nicht bereits durch das Berufungsgericht
aufgehoben worden ist â�� aufgehoben. Die Klage wird insgesamt abgewiesen.
AuÃ�ergerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:
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I

Zwischen den Beteiligten ist noch im Streit, ob der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Zeitraum
vom 5. April 1999 bis 7. Juni 1999 Teilarbeitslosengeld (Teil-Alg) samt Zinsen in
HÃ¶he von 4 % ab dem 27. Oktober 1999 zusteht.

Die 1954 geborene KlÃ¤gerin war seit dem 28. Februar 1996 beim Amtsgericht (AG)
W. als Justizangestellte beschÃ¤ftigt. Die BeschÃ¤ftigung erfolgte in wechselnden
VertretungsfÃ¤llen (Mutterschaftsurlaub, Erziehungsurlaub). Dabei war die
KlÃ¤gerin jeweils mit einer wÃ¶chentlichen Arbeitszeit von 19,25 Stunden fÃ¼r zwei
andere Arbeitnehmerinnen tÃ¤tig. Eine dieser Vertretungen endete mit Ablauf des
11. April 1999. Am 8. Juni 1999 Ã¼bernahm die KlÃ¤gerin bis 7. Juli 1999 neben der
noch fortbestehenden Vertretung wieder eine weitere mit einer Arbeitszeit von
19,25 Stunden wÃ¶chentlich.

Am 12. April 1999 hatte sich die KlÃ¤gerin teilarbeitslos gemeldet und die
GewÃ¤hrung von Teil-Alg beantragt. Die Beklagte lehnte dies ab (Bescheid vom 20.
Mai 1999; Widerspruchsbescheid vom 30. September 1999). Das Sozialgericht (SG)
hat die Beklagte verurteilt, der KlÃ¤gerin Teil-Alg ab dem 12. April 1999 fÃ¼r sechs
Monate zu gewÃ¤hren (Urteil vom 15. Februar 2000). Auf die Berufung der
Beklagten hat das Landessozialgericht (LSG) das Urteil des SG aufgehoben und die
Klage abgewiesen, soweit sie Teil-Alg fÃ¼r die Zeit ab 8. Juni 1999 betraf, im
Ã�brigen jedoch die Berufung zurÃ¼ckgewiesen und die Beklagte auf
entsprechenden Antrag der KlÃ¤gerin verurteilt, das der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit
vom 12. April 1999 bis 7. Juni 1999 nachzuzahlende Teil-Alg ab 27. Oktober 1999
mit 4 % zu verzinsen (Urteil vom 15. Dezember 2000). In der mÃ¼ndlichen
Verhandlung haben die Beteiligten darÃ¼ber hinaus einen Teilvergleich dahin
geschlossen, dass sich die Beklagte verpflichtete, Ã¼ber Teil-Alg fÃ¼r die Zeit ab
dem 8. Juli 1999 nach MaÃ�gabe der rechtskrÃ¤ftigen Entscheidung im
vorliegenden Verfahren zu entscheiden. In seiner Entscheidung hat das LSG
ausgefÃ¼hrt, die Berufung sei begrÃ¼ndet, soweit das SG die Beklagte zur
GewÃ¤hrung von Teil-Alg Ã¼ber den 7. Juni 1999 verurteilt habe, weil die KlÃ¤gerin
ab 8. Juni 1999 eine zweite TeilzeitbeschÃ¤ftigung aufgenommen habe. Im Ã�brigen
sei die Berufung jedoch unbegrÃ¼ndet, weil die KlÃ¤gerin fÃ¼r den Zeitraum vom
12. April 1999 bis 7. Juni 1999 alle Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf Teil-Alg
erfÃ¼lle. Insbesondere habe sie in der fÃ¼r das Teil-Alg maÃ�geblichen
Rahmenfrist von zwei Jahren mindestens zwÃ¶lf Monate in zwei
versicherungspflichtigen TeilzeitbeschÃ¤ftigungen gestanden. Der Umstand, dass
die KlÃ¤gerin beide TeilzeitbeschÃ¤ftigungen bei demselben Arbeitgeber (Land
Rheinland-Pfalz) ausgeÃ¼bt habe, Ã¤ndere hieran nichts, weil eine Abgrenzung in
zeitlicher und sachlicher Hinsicht nach den daraus erzielten EinkÃ¼nften mÃ¶glich
gewesen sei. Die KlÃ¤gerin habe zu unterschiedlichen Zeiten unterschiedliche
Arbeitnehmerinnen in ihren jeweiligen Aufgabengebieten vertreten.

Mit ihrer Revision rÃ¼gt die Beklagte eine Verletzung des Â§ 150 Sozialgesetzbuch
â�� ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III). Sie ist der Ansicht, die AusÃ¼bung zweier
TeilzeitbeschÃ¤ftigungen bei demselben Arbeitgeber reiche nicht aus, um bei
Aufgabe einer dieser BeschÃ¤ftigungen einen Anspruch auf Teil-Alg begrÃ¼nden zu
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kÃ¶nnen. Wenn der Gesetzgeber den Fall der Reduzierung der Arbeitszeit
ausdrÃ¼cklich aus dem Anwendungsbereich der Vorschrift ausgegrenzt habe, sich
aber zur Frage der AusÃ¼bung mehrerer TeilzeitbeschÃ¤ftigungen bei demselben
Arbeitgeber nicht geÃ¤uÃ�ert habe, dann rechtfertige dies den Schluss, dass
mehrere BeschÃ¤ftigungen bei einem Arbeitgeber versicherungsrechtlich eine
Einheit darstellten. Bei einem anderen VerstÃ¤ndnis des Â§ 150 SGB III wÃ¼rden
ManipulationsmÃ¶glichkeiten erÃ¶ffnet. Nach den vom LSG angestellten Kriterien
lasse sich nÃ¤mlich im Rahmen einer Ã¼blichen Kostenstellenberechnung jede
differenzierbare BeschÃ¤ftigung in unterschiedliche ArbeitsverhÃ¤ltnisse aufteilen.

Die Beklagte beantragt sinngemÃ¤Ã�,
das Urteil des LSG und das Urteil des SG â�� soweit dieses nicht bereits durch das
Urteil des LSG aufgehoben worden ist â�� aufzuheben und die Klage insgesamt
abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die AusfÃ¼hrungen des LSG fÃ¼r zutreffend.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
durch Urteil einverstanden erklÃ¤rt (Â§ 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)).

II

Die Revision der Beklagten ist begrÃ¼ndet (Â§ 170 Abs 2 Satz 1 SGG). Das Urteil
des LSG und das des SG verstoÃ�en gegen Â§ 150 SGB III (idF, die die Vorschrift
durch das ArbeitsfÃ¶rderungs-Reformgesetz vom 24. MÃ¤rz 1997 â�� BGBl I 594
â�� erhalten hat). Die Beklagte hat den Antrag der KlÃ¤gerin auf Bewilligung von
Teil-Alg fÃ¼r den streitigen Zeitraum zu Recht wegen fehlender Teilarbeitslosigkeit
abgelehnt.

Gegenstand des Revisionsverfahrens ist der Bescheid vom 20. Mai 1999 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30. September 1999 nur noch insoweit,
als er einen Anspruch der KlÃ¤gerin auf Teil-Alg fÃ¼r die Zeit vom 12. April 1999 bis
7. Juni 1999 betrifft. Lediglich fÃ¼r diesen Zeitraum hat das LSG die Verurteilung
der Beklagten zur GewÃ¤hrung von Teil-Alg durch das SG bestÃ¤tigt; nur hiergegen
richtet sich die Revision der Beklagten. Soweit die Klage auf GewÃ¤hrung von Teil-
Alg fÃ¼r den Ã¼ber den 7. Juni 1999 hinausgehenden Zeitraum abgewiesen
worden ist, ist das Urteil des SG rechtskrÃ¤ftig. Im Streit ist auÃ�erdem, ob die
Beklagte, wie von der KlÃ¤gerin erst im Berufungsverfahren im Wege der
Anschlussberufung beantragt, einen Anspruch auf Zinsen gemÃ¤Ã� Â§ 44
Sozialgesetzbuch â�� Allgemeiner Teil â�� hat.

Zu Unrecht hat das LSG entschieden, dass der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Zeitraum vom
12. April 1999 bis 7. Juni 1999 ein Anspruch auf Teil-Alg zusteht. Deshalb besteht
auch kein Anspruch auf Zahlung von Zinsen. Nach Â§ 150 Abs 1 SGB III hat
Anspruch auf Teil-Alg ein Arbeitnehmer, der teilarbeitslos ist, sich teilarbeitslos
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gemeldet hat und die Anwartschaftszeit fÃ¼r Teil-Alg erfÃ¼llt hat. Teilarbeitslos ist,
wer eine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung verloren hat, die er neben einer
weiteren versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt hat, und eine
versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung sucht (Â§ 150 Abs 1 Nr 1 SGB III iVm Â§ 150
Abs 2 Nr 1 SGB III). Entgegen der Auffassung der Vorinstanzen hat die KlÃ¤gerin mit
Ablauf des 11. April 1999 keine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung verloren,
die sie "neben einer weiteren" versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt
hat. Vielmehr wurde mit Ablauf der bis einschlieÃ�lich 11. April 1999 befristeten
arbeitsrechtlichen Vereinbarung lediglich die Arbeitszeit reduziert. Dies vermag
einen Anspruch auf Teil-Alg nicht zu begrÃ¼nden.

Dass die bloÃ�e Verminderung der Arbeitszeit nicht anspruchsbegrÃ¼ndend fÃ¼r
einen Anspruch auf Teil-Alg ist, ergibt sich nicht nur aus dem Wortlaut des Â§ 150
Abs 2 Nr 1 SGB III, sondern auch aus der GesetzesbegrÃ¼ndung. Denn der
Gesetzgeber hat den Fall der Verminderung der Arbeitszeit in einem bestehenden
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis ausdrÃ¼cklich vom Anwendungsbereich der Vorschrift
ausgenommen (vgl BT-Drucks 13/4941, S 181 zu Â§ 151 Abs 2 Nr 1). Dass die
KlÃ¤gerin auÃ�erdem die Anwartschaftszeit fÃ¼r Teil-Alg nicht erfÃ¼llt hat (Â§ 150
Abs 1 Nr 3 iVm Abs 2 Nr 2 SGB III), ist damit nicht entscheidungserheblich.

Der Annahme einer Verminderung der Arbeitszeit steht nicht entgegen, dass die
KlÃ¤gerin von Beginn an nur einzelne TeilzeitarbeitsvertrÃ¤ge unterschrieben hatte;
auf die formale Ausgestaltung kommt es insoweit nicht entscheidend an.
Andererseits kann eine bloÃ�e Verminderung der Arbeitszeit nicht allein deshalb
bejaht werden, weil die KlÃ¤gerin nur bei einem Arbeitgeber beschÃ¤ftigt war.
Hierzu hat der Senat bereits entschieden, es kÃ¶nne â�� entgegen der
BegrÃ¼ndung im angefochtenen Bescheid und der RevisionsbegrÃ¼ndung â��
nicht von dem Grundsatz ausgegangen werden, dass bei einem Arbeitgeber immer
nur ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bestehen kann (BSGE 88, 180, 186 = SozR
3-4300 Â§ 150 Nr 1). Zwar ist der Wortlaut von Â§ 150 Abs 2 Nr 1 SGB III unergiebig;
jedoch kann zum einen der GesetzesbegrÃ¼ndung entnommen werden, dass der
Gesetzgeber die MÃ¶glichkeit mehrerer BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse bei nur
einem Arbeitgeber gedanklich vorausgesetzt hat. Zum anderen entspricht die
MÃ¶glichkeit, dass der Verlust einer von mehreren TeilzeitbeschÃ¤ftigungen bei
einem Arbeitgeber anspruchsbegrÃ¼ndend sein kann, auch dem Sinn und Zweck
der Vorschrift. Denn das Teil-Alg sollte eine LÃ¼cke im System der
Arbeitslosenversicherung schlieÃ�en, die darin bestand, dass bis zum Inkrafttreten
des SGB III (am 1. Januar 1998) der Verlust einer von zwei versicherungspflichtigen
TeilzeitbeschÃ¤ftigungen Ã¼berhaupt nicht geschÃ¼tzt war. Ein solcher, nunmehr
im Grundsatz anerkannter Schutzbedarf besteht aber unabhÃ¤ngig davon, bei wem
die unterschiedlichen TeilzeitbeschÃ¤ftigungen begrÃ¼ndet worden sind (Bieback,
SGb 2002, 454). Ob es sich bei TÃ¤tigkeiten, die fÃ¼r denselben Arbeitgeber
ausgeÃ¼bt worden sind, um mehrere BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse iS des Â§ 150
Abs 2 Nr 1 SGB III gehandelt hat oder ob lediglich ein einheitliches
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zu Grunde lag, ist deshalb im Einzelfall unter
BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde konkret zu ermitteln.

Im Rahmen der hierbei vorzunehmenden Abgrenzung kommt der formalen
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arbeitsvertraglichen Ausgestaltung lediglich eine Indizfunktion zu (angedeutet in 
BSGE 88, 180, 187 = SozR 3-4300 Â§ 150 Nr 1). Weder schlieÃ�t also das
Vorhandensein nur eines schriftlichen Arbeitsvertrags mit demselben Arbeitgeber
aus, dass zwei BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse vorliegen, noch vermag die formale
arbeitsvertragliche Aufspaltung eines letztlich einheitlichen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses zwei TeilzeitbeschÃ¤ftigungen iS des Â§ 150 SGB III
zu begrÃ¼nden. Entscheidend ist vielmehr, ob in der Sache (dazu spÃ¤ter)
mindestens zwei Teilzeitvereinbarungen vorliegen (Â§Â§ 117, 133 BÃ¼rgerliches
Gesetzbuch).

Derartige Teilzeitvereinbarungen setzen zunÃ¤chst abgrenzbare Absprachen der
Vertragsparteien Ã¼ber den Umfang (Stundenzahl) der jeweiligen TeilzeittÃ¤tigkeit
voraus. MaÃ�geblicher AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r die vorzunehmende
Differenzierung ist dann aber, ob der Arbeitnehmer in mehreren
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen gestanden hat.
Kernbestand eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ist eine Beziehung, die die
Leistung von Arbeit unter persÃ¶nlicher AbhÃ¤ngigkeit einer Person von einer
anderen zum Inhalt hat (BSGE 73, 90, 93 f = SozR 3-4100 Â§ 101 Nr 4; BSGE 82,
118, 121 = SozR 3-4100 Â§ 101 Nr 8). Jede BeschÃ¤ftigung setzt â�� ob im
beitragsrechtlichen oder leistungsrechtlichen Sinn â�� nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) voraus, dass der Arbeitnehmer von
einem Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist, also in einen Betrieb des
Arbeitgebers eingegliedert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der
AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt (BSG SozR
3-2400 Â§ 7 Nr 4; BSGE 70, 81, 82 = SozR 3-4100 Â§ 104 Nr 8; BSG SozR 3-4100 Â§
168 Nr 11; BSG SozR 3-2400 Â§ 7 Nr 20). Allerdings ist bei einer TÃ¤tigkeit im
Ã¶ffentlichen Dienst ggf statt auf den Betrieb auf die Dienststelle abzustellen (vgl
dazu: BAG AP Nr 18 zu Â§ 1 KÃ¼ndigungsschutzgesetz, Bl 43 RÃ¼cks; Etzel in
Gemeinschaftskommentar zum KÃ¼ndigungsschutzgesetz und zu sonstigen
kÃ¼ndigungsschutzrechtlichen Vorschriften, 6. Aufl 2002, Â§ 1 RdNr 137). Zur
Bestimmung des Begriffs der Dienststelle kann â�� auch im Rahmen der hier
vorzunehmenden Bewertung â�� auf Â§ 6 Bundespersonalvertretungsgesetz
zurÃ¼ckgegriffen werden; danach sind Dienststellen die einzelnen BehÃ¶rden,
Verwaltungsstellen und Betriebe (in den Verwaltungen des Bundes und der
bundesunmittelbaren KÃ¶rperschaften, der Anstalten und Stiftungen des
Ã¶ffentlichen Rechts sowie in den Gerichten des Bundes) sowie die Gerichte selbst.

Diese in erster Linie fÃ¼r die Abgrenzung der (abhÃ¤ngigen) BeschÃ¤ftigung von
einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit maÃ�geblichen Kriterien eignen sich auch zur
Beurteilung der Frage, ob ein Arbeitnehmer bei demselben Arbeitgeber nur in einem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis oder in mehreren BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen
gestanden hat. Denn ist ein Arbeitnehmer in unterschiedliche Betriebe/Dienststellen
eingegliedert â�� wobei der Begriff des Betriebs/der Dienststelle weit zu verstehen
ist als organisatorische Einheit, in der bestimmte arbeitstechnische Zwecke
fortgesetzt verfolgt werden (vgl nur Schaub, Arbeitsrechtshandbuch, 10. Aufl 2002,
Â§ 18 RdNr 1 und Estelmann in Hennig, SGB III, Â§ 171 RdNr 25 ff, Stand Oktober
2000, mwN zur Rechtsprechung des BSG) -, liegen im Falle einer abgrenzbaren
Teilzeitvereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer mehrere
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BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse vor, auch wenn der Arbeitgeber identisch ist.
Daneben ist allerdings die Annahme von Teilarbeitslosigkeit auch denkbar, wenn
der Arbeitnehmer in mehreren Betriebsabteilungen bzw selbststÃ¤ndigen Teilen
einer Dienststelle beschÃ¤ftigt war, also in einem Betriebsteil bzw Dienststellenteil,
der personell und organisatorisch vom Gesamtbetrieb/von der Gesamtdienststelle
abgegrenzt sowie mit eigenen technischen Betriebsmitteln ausgestattet ist (vgl zu
dieser Abgrenzung im Rahmen des Kurzarbeitergeldes Estelmann in Hennig, Â§ 171
RdNr 27 und 40 ff, Stand Oktober 2000). Auch dann ist eine hinreichende
Abgrenzbarkeit im VerhÃ¤ltnis zur bloÃ�en Verminderung der Arbeitszeit
gewÃ¤hrleistet. Denkbar ist die Annahme einer eigenstÃ¤ndigen
Betriebsabteilung/eines Teils einer Dienststelle sowohl unter rÃ¤umlichen als auch
qualitativen Gesichtspunkten. Liegen BetriebsstÃ¤tten/Teile von Dienststellen in
grÃ¶Ã�erer Entfernung voneinander getrennt, dÃ¼rfte regelmÃ¤Ã�ig â�� bei
entsprechender Teilzeitvereinbarung â�� die Annahme mehrerer
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse gerechtfertigt sein (vgl zu den Voraussetzungen
einer Betriebsabteilung Estelmann in Hennig, Â§ 171 RdNr 40 mwN, Stand Oktober
2000). Das Gleiche kann angenommen werden bei unterschiedlichen
ArbeitsvorgÃ¤ngen bzw Aufgabenbereichen unter jeweils einer eigenstÃ¤ndigen
technischen Leitung (vgl Estelmann aaO, Â§ 171 RdNr 41), etwa bei einer
BeschÃ¤ftigung als Reinigungskraft und als SekretÃ¤rin.

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser BeurteilungsmaÃ�stÃ¤be hat die KlÃ¤gerin nur in
einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gestanden. Denn sie war ausnahmslos als
Justizangestellte beim AG W. tÃ¤tig. Weder war sie in unterschiedliche
Betriebe/Dienststellen eingegliedert, noch hat sie an Ã¶rtlich voneinander
getrennten Betriebsteilen/Dienststellenteilen gearbeitet bzw wesensverschiedene
TÃ¤tigkeiten mit unterschiedlichen WeisungsabhÃ¤ngigkeiten ausgefÃ¼hrt. Dass
von der KlÃ¤gerin wechselnde VertretungsfÃ¤lle wahrgenommen wurden, ist alleine
nicht geeignet, das Vorliegen voneinander zu trennender
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse zu begrÃ¼nden. Trotz der Vertretung
unterschiedlicher Arbeitnehmerinnen zu unterschiedlichen Zeiten stand die
KlÃ¤gerin also in einem VollzeitbeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis, dessen wÃ¶chentliche
Arbeitszeit sich mit Ablauf des 11. April 1999 von 38,5 Stunden auf 19,25 Stunden
reduziert hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG aF; Â§ 197a SGG in der seit 2.
Januar 2002 geltenden Fassung ist schon deshalb nicht anwendbar, weil die
RechtshÃ¤ngigkeit bereits vor diesem Zeitpunkt eingetreten ist (BSG SozR 3-2500
Â§ 116 Nr 24 S 115 ff). Im Ã�brigen zÃ¤hlt die KlÃ¤gerin zu den in Â§ 183 SGG nF
genannten Personen, sodass Â§ 197a SGG ohnedies keine Anwendung finden
wÃ¼rde.

Erstellt am: 20.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024

                               6 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/197a.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2500%20§%20116%20Nr%2024
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2500%20§%20116%20Nr%2024
https://dejure.org/gesetze/SGG/183.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/197a.html


 

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               7 / 7

http://www.tcpdf.org

